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BERICHT 
über den Gang der Arbeiten 
am Schweizerischen Idiotikon 

im Jahre 1946 

1. L e i t e n d e r A u s s c h u ß u n d F i n a n z l a g e . 
Der leitende Ausschuß ergänzte sich durch die Wahl von 
Dr. Walter H e n z e n, Professor an der Universtät Bern. 

Die alles überschattende Sorge des Ausschusses galt 
der Eröffnung neuer Geldquellen und der Vermehrung 
der bisher gewährten Subventionen. Eine Eingabe der 
neugegründeten Vereinigung der vier nationalen Wörter 
bücher an das Eidgen. Departement des Innern um eine 
den gesteigerten Bedürfnissen, insbesondere den Teue-
rungszulagen für das Personal entsprechende Beitrags-
erhöhung des Bundes konnte im Eidgen. Voranschlag für 
1947 nicht berücksichtigt werden. Vielmehr wurden wir, 
soweit das Schweiz er deutsche Wörterbuch in Frage 
kommt, an die Regierungen der deutschsprechenden 
Kantone gewiesen. Solche Gesuche sind denn auch ge-
stellt worden, ferner eines an den Stadtrat von Zürich. 
Wir können jedoch unsern Subvenienten so wenig als 
uns selbst verhehlen, daß auch die unerläßlichen  
Beitragserhöhungen von kantonaler und kommunaler 
Seite die Fortsetzung unserer Arbeit nicht zu gewähr-
leisten und unser nationales und wissenschaftliches Werk 
nicht zu retten vermögen. Dies ist nur durch eine 
namhafte Erhöhung des Bundesbeitrages für das Jahr 
1948 und die folgenden Jahre möglich. Bleibt eine solche 
aus, so müßte eine Einschränkung unserer Tätigkeit mit 


